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Geſetz-Sammlung 
für die Ä 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 28. — 


(Nr. 4247.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Beitragskataſters fit die Nieder⸗ 
i Oderbruchsmelioratlon und die Einziehung der Meliorationsbeitraͤge. Vom 
7. Mai 1855. . 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 2e. 5 | 


verordnen, nach Anhörung der Repraͤſentanten der Deichbaugeſellſchaft zur Me⸗ 
lioration des Nieder-Oderbruchs, auf Antrag Unſeres Miniſters für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, Unſeres Finanzminiſters und Unſeres Mini⸗ 
ſteriums fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten, auf Grund des Geſetzes uͤber 
das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗Sammlung für 1848. S. 54. ff.) 
und der Verordnung vom 22. Auguſt 1848., die Verwallung der Oder von 
Nieder⸗Wutzen bis unterhalb Stuͤtztow und die Bildung einer Baukorpora⸗ 
tion 10 dieſem Zweck betreffend (Geſetz- Sammlung. für 1848. S. 281. ff.), 
was folgt: a 


H. 1. 

Nachdem die Melioration des Nieder⸗Oderbruchs in der Ausführung fo 
weit vorgeſchritten iſt, daß dem Tief⸗ und Nieder⸗Oderbruche, einſchließlich des 
Mittelbruches, ſchon ein weſentlicher Schutz gegen den Ruͤckſtau der Oder ge⸗ 
waͤhrt wird, und daß daher nach H. 2. der Verordnung vom 22. Auguſt 1848. 
die Beſitzer der geſchuͤtzten Grundſtuͤcke zur Zahlung von Meliorations beitragen 
behufs Verzinſung und Amortiſation des laut Privilegii vom 5. November 
1849. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1849. S. 408.) angeliehenen Kapitals von 
1,300,000 Rihlrn. und der in Gemaͤßheit Unſeres Privilegiums vom 26. Juli 
1854. (Geſetz⸗ Sammlung für 1854. S. 416.) noch anzuleihenden 100,000 Rthlr. 
verpflichtet find, werden der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Ar⸗ 
beiten und das Miniſterium fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten hierdurch 
ermächtigt, die Erhebung der Meliorationsbeitraͤge von den Beſitzern dieſer 
Grundſtücke nunmehr anzuordnen, dergeſtalt, daß die Zahlung der vierteljahr⸗ 
lich postnumerando zu erhebenden Raten vom 1. Oktober 1854. ab zu be⸗ 
ginnen hat. 88 

Jahrgang 1855. (Nr. 42470 b 68 a Die⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juli 1855. 


ST An 


Diejenigen Zinſen des angeliehenen Kapitals von 1,300,000 Rthlrn., 
welche nach dieſem Termine vom Staate vorgeſchoſſen ſind oder noch vorge— 
ſchoſſen werden, muͤſſen innerhalb der zwei naͤchſtfolgenden Jahre aus den Übers 
ſchießenden Beitraͤgen oder noͤthigenfalls durch angemeſſene Erhoͤhung derſelben 
erſtattet werden. 

Die Einziehung der Meliorationsbeitraͤge erfolgt bis auf Weiteres nach 
dem fuͤr dieſen Theil des Bruches nach Anhoͤrung der Repraͤſentanten der 
Deichbaugeſellſchaft entworfenen Beitragskataſter. f 

Behufs der Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Kommiſſion 
fuͤr die Ausfuͤhrung der Nieder-Oderbruchsmelioration dem Repraͤſentanten⸗ 
Kollegio vollftändig, den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der 
Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen 
und zugleich durch die Amtsblaͤtter eine vierwoͤchentliche Friſt zu beſtimmen, in⸗ 
nerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden 
und der Kommiſſion eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei letzterer angebracht 
werden kann. b 

Die eingehenden Beſchwerden find von der Kommiſſion für die Ausfuͤh⸗ 
rung der Nieder⸗Oderbruchsmelioration unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, 
eines Deputirten des Repraͤſentantenkollegiums und der erforderlichen Sachver⸗ 
ſtaͤndigen zu unterſuchen. ö 

Als Sachoverſtaͤndige find hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebie⸗ 
tes und der ſonſt noͤthigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer, hinſichtlich 
der Bonitaͤt und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Fachmaͤnner zuzuziehen. 

Bei Streitigkeiten über die Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe giebt die Kom⸗ 
miſſion ſelbſt ihr Gutachten ab. a ö 

Die Sachverſtaͤndigen werden von dem Oberpraͤſidenten der Provinz 
Brandenburg ernannt. Ka 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deputirte des Repraͤſentantenkollegiums 
andererſeits bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtan⸗ 
den, ſo hat es dabei ſein Bewenden und wird das Beitragskataſter demgemaͤß 
berichtigt. Andernfalls werden die Akten dem Oberpraͤſidenten zur Entſchei⸗ 
dung uͤber die Beſchwerde eingereicht. 

Wenn bei der Unterſuchung ſich ergeben ſollte, daß die Beſchwerde nicht 
allein nicht begruͤndet, ſondern ſogar der Vortheil, welchen die Melioration den 
Beſchwerdefuͤhrern gewaͤhrt, noch nicht hinlaͤnglich gewuͤrdigt iſt, ſo koͤnnen in 
der Entſcheidung die Beiträge der Beſchwerdefuͤhrer, dem Reſultate der Unter⸗ 
ſuchung entſprechend, erhoͤhet werden. 

Sowohl in dieſem Falle, wie auch, wenn die Beſchwerde nur verworfen 
wird, treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. . 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
10 A dagegen an das Miniſterium fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenhei⸗ 
en zuläffig. N 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von dem Oberpraͤ⸗ 
ſidenten der Provinz Brandenburg auszufertigen und dem Repraͤſentantenkolle⸗ 
gium zuzuſtellen. 
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In gleicher Art erfolgt nachträglich die Aufftellung und Feſtſtellung des 

Beitragskataſters fuͤr das Zehdener und Stolper Bruch, von deren Beſitzern 

auch die vorlaͤufige Einziehung der Beitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters er⸗ 

folgt, ſobald dieſes aufgeftellt iſt und die Grundbeſitzer der genannten Bruͤcher 
in den Genuß des groͤßeren Schutzes ihrer Grundſtuͤcke eintreten. 


. H. 2 

Nach Ablauf von fuͤnf Jahren ſoll eine allgemeine Reviſion des Bei⸗ 
tragskataſters vorgenommen werden, bei welcher das fuͤr die erſte Feſtſtellung 
des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten iſt, mit der Maaßgabe, 
daß die Regierung zu Frankfurt a. d. O. an Stelle des Oberpraͤſidenten das 
Reviſionsgeſchaͤft leitet und uͤber die Beſchwerden in erſter Inſtanz entſcheidet. 
e Laufe dieſer Zeit angebrachten Beſchwerden ſind bei der Reviſion zu 
erledigen. 5 
Uebrigens ſteht es dem Repraͤſentantenkollegium frei, auch ſpaͤterhin, 
1155 es von ihm fuͤr noͤthig befunden wird, allgemeine Nachreviſionen zu ver⸗ 
anlaſſen. f ö 

Eine ſofortige Berichtigung des Deichkataſters kann jedoch, abgeſehen 
von dem Fall der Beſitzveraͤnderung und Parzellirung, zu jeder Zeit gefordert 
werden, wenn erhebliche, drei Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtel⸗ 
lung des Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. 


. 3. f 

Die Koſten der Unterhaltung derjenigen Theile des Meliorationsbaues, 
welche von der Baukommiſſion nach Anhoͤrung des Repraͤſentantenkollegiums 
als fertig und zur Uebernahme geeignet bezeichnet werden, ſind aus den Bei⸗ 
traͤgen der Intereſſenten zu beſtreiten. 

Fuͤr die Unterhaltung des im Zehdener Bruche aufzuſtellenden Dampf⸗ 
ſchöpfwerkes iſt ein Spezialkataſter anzufertigen, in welches nur die bei dieſer 
Anlage ſpeziell betheiligten Grundſtuͤcke aufzunehmen ſind. Bei Aufftellung und 
Feſtſtellung des Spezialkataſters findet daſſelbe Verfahren, wie bei dem Haupt⸗ 
kataſter Anwendung. 

ö §. 4. 


Wenn die durch das Hauptkataſter vertheilten Beitraͤge nicht ausreichen 
ſollten, die der Deichbaugeſellſchaft nach dieſer Verordnung dder ſonſt geſetzlich 
obliegenden Leiſtungen zu decken, ſo muͤſſen die Beiträge dem Bedarf entſpre⸗ 
chend nach Quoten erhoͤhet werden. N 

Wenn das Repraſentantenkollegium es unterlaſſen oder verweigern ſollte, 
die erforderliche Erhoͤhung der Beitraͤge zu beſchließen und die Einziehung der 
choͤheren Beiträge zu veranlaſſen, fo ſtellt der Oberpraͤſident nach Anhoͤrung des 
Repraͤſentantenkollegiums das Beduͤrfniß feſt und verfuͤgt die Einziehung der 
zur Deckung erforderlichen hoͤheren Beitraͤge. a 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Repraͤſentantenkollegium innerhalb 
zehn Tagen die Berufung an das Miniſterium fuͤr landwirthſchaftliche Ange⸗ 
legenheiten offen. | Be >... 
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H. 5. 

Nach dem Anleihe- und Amortiſations⸗Plane zu der Anleihe von 1,300,000 
Rthlrn. (Geſetz⸗Sammlung für 1849. S. 409.) ſollen die Meliorationsbeitraͤge 
mit den landesherrlichen Steuern zugleich eingezogen werden. Zu dieſem Be⸗ 
hufe find die erforderlichen Extrakte aus der Beitragsrolle von der Kommiſſion 
für die Ausführung der Nieder-Oderbruchsmelioration den betreffenden Kreis⸗ 
kaſſen mitzutheilen. Dieſelben fuͤhren die eingehenden Beitraͤge an die Kaſſe 
der Deichbaugeſellſchaft (für jetzt die Kreiskaſſe zu Freienwalde a. d. O.) ab 
und reichen die Reſtantenliſten an die Kommiſſion ein, welche erforderlichen 
Falls die exekutiviſche Einziehung derſelben durch die betreffenden Landraͤthe 
veranlaßt und überhaupt für jetzt noch die Angelegenheiten der Deichbaugeſell⸗ 
ſchaft verwaltet. Sollte die Kommiſſion aufgeloͤſt werden, bevor die Verwal⸗ 
tung der Korporationsangelegenheiten durch das neue Deichſtatut anderweit ge⸗ 
regelt iſt, ſo iſt dieſe Verwaltung alsdann von dem Repraͤſentantenkollegium 
und deſſen Vorſitzenden allein zu fuͤhren, nach einer von dem Miniſterium fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu ertheilenden Inſtruktion. 

Die Kreiskaſſen erhalten fuͤr die Einziehung der Beitraͤge ein halbes 
Prozent der eingezogenen Summen. Die Ortserhebung der Beiträge und koſten⸗ 
freie Abfuͤhrung derſelben an die Kreiskaſſen iſt Sache jeder Gemeinde, welchen 
es auch, gleich den Beſitzern von Guͤtern, die einen beſonderen Gemeindebezirk 
bilden, freiſteht, die Beitraͤge direkt an die Kaſſe der Deichbaugeſellſchaft abzu⸗ 
führen, worüber fie ſich jedoch ein⸗ für allemal zu erklaͤren haben. 


; H. 6. 

Aus dem beim Verkauf der Obligationen gewonnenen Agio wird ein 
Reſervefonds gebildet, zu welchem auch die nach Deckung der Zinſen und Amor⸗ 
tiſationsraten und der Verwaltungskoſten uͤberſchießenden Beitraͤge fließen. 

Der Reſervefonds ſoll dazu verwendet werden, unerwartete Ausgaben 
und Einnahmeausfaͤlle nach Beſchluß des Repraͤſentantenkollegiums zu decken 
und dadurch die ſonſt etwa noͤthige Erhöhung der Beiträge (J. 4.) moͤglichſt 
abzuwenden. 

Sollte dadurch der Reſervefonds ganz erſchoͤpft oder bedeutend geſchwaͤcht 

werden, ſo muß eine Erhoͤhung der Beitraͤge dem H. 4. gemaͤß nach Beſchluß 
des Oberpraͤſidenten erfolgen. n 
Dagegen konnen andererſeits die Beiträge auch verhaͤltnißmaͤßig verrin⸗ 
ert werden, wenn der Reſervefonds eine Höhe von 30,000 Rthlrn. erreicht 
hat. Der bis zu dem Zeitpunkte hin, wo das Zehdener und Stolper Bruch 
an den Beitragszahlungen Theil zu nehmen beginnen, aus den uͤberſchießenden 
Beitragen gebildete Reſervefonds ſoll lediglich zum Nutzen des bis dahin mit 
Beitraͤgen herangezogenen Theils vom Bruche verwendet werden. 5 


Saur: 


Wenn vor der völligen Beendigung der Melioration, und zwar jedesmal 
nach Ablauf eines Jahres, ſich herausſtellt, daß fuͤr einen oder den anderen 
Theil des Bruches der durch die Melioration beabſichtigte Schutz gegen 5 

a R 


} 


an 


ſtau der Oder nicht völlig erreicht worden ift, und die Beſitzer dieſer Grund⸗ 
ſtuͤcke daher nach F. 2. der Verordnung vom 22. Auguſt 1848. nur verpflich⸗ 
tet geweſen waͤren, eine nach Verhaͤltniß des gewaͤhrten gegen den beabſichtig⸗ 
ten Schutz zu bemeſſende Quote des vollen Beitrags zu entrichten, ſo iſt die 
Kommiſſion für die Ausführung der Nieder⸗Oderbruchsmelioration nach Anhoͤ⸗ 
rung des Repraͤſentantenkollegiums unter Genehmigung des Oberpraͤſidenten 
ermächtigt, dieſe Quote feſtzuſtellen und den betreffenden Intereſſenten den Reſt 
des Beitrags fuͤr das Jahr zu erlaſſen. i 
| $. 8. 1 

In allen uͤbrigen Faͤllen entſcheidet uͤber Antraͤge auf Erlaß und Stun⸗ 

dung von Beitraͤgen ausſchließlich das Repraͤſentantenkollegium. 


Geſtundete Beiträge muͤſſen binnen zwei Jahren berichtigt werden. 
Dieſe Verordnung iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1855, et | 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


| ür den Miniſter für die landwirth⸗ 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. en ſchaftlchel Angehen eaten: b 
v. Manteuffel. 


(Nr. 4248.) Privileglum wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Neuwieder Stadt: 
Obligationen zum Betrage von 35,000 Rthlrn. Vom 6. Juni 1855. 


Wer Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. | | 


Nachdem der Gemeindevorſtand der Stadt Neuwied darauf angetragen 
hat, behufs Beförderung des Baues eines Gerichtsgebaͤudes ein Anlehn von 
35,000 Rthlrn. aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verſehene, Stadt⸗Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen 
Wir, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Aus⸗ 

ſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber 
enthalken, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von fünf und drei⸗ 
fig tauſend Thalern Neuwieder Stadt⸗ Obligationen, welche nach dem anlie⸗ 
genden Schema, und zwar 5000 Rthlr. in Apoints zu 25 Rthlr., 1200 Rthlr. 
2 in Apoints zu 50 Rthlr., 26,400 Rthlr. in Apoints zu 200 Rthlr. und 2400 
Rthlr. in Apoints zu 100 Rthlr. auszufertigen, mit vier vom Hundert jaͤhrlich 
zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane durch Verlooſung in den Jahren 1857. bis 1881, einſchließlich 
(Ar. 42474248.) a zu 
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zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſe⸗ 
hung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 6. Juni 1855. 


C. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. b. Heydt. Für den Minſter v. Bodelſchwin gh. 


des Innern: 
v. Raumer. 


Neuwieder Stadt⸗Obligation 


53 Stadtwappen ) Über ..... Thaler. 


I f 


Dr unterzeichnete Gemeindevorſtand der Stadt Neuwied bekennt ſich Na⸗ 
mens der Stadt Neuwied auf Grund des Beſchluſſes des Gemeinderaths vom 
27. September 1853, durch dieſe für jeden Inhaber gültige Verſchreibung zu 
einer Schuld von i , nenae Wann Thalern. 

Die Ruͤckzahlung dieſer Schuld erfolgt durch die Stadtkaſſe in Neuwied, 
in einer durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung auf Grund des Aller⸗ 
hoͤchſten Privilegii vom ten 185., nach dem damit genehmigten 
Amortiſationsplane gegen Ruͤckgabe dieſer Obligation. 

N Der Kommunalbehoͤrde bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Til⸗ 
gungsfonds zu verſtaͤrken oder auch ſaͤmmtliche Obligationen auf einmal zu 
kundigen, wogegen die Inhaber der Obligationen kein Kuͤndigungsrecht erhalten. 

Die Schuld wird bis zur Zahlung jaͤhrlich mit vier vom Hundert ver⸗ 
zinſet; die Zinſen werden gegen die der Obligation beigefügten Zinskupons in 
halbjaͤhrlichen Terminen bei der Stadtkaſſe in Neuwied gezahlt. 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Stadt-Obligationen erfolgt durch 
den offentlichen Anzeiger zum Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Coblenz 
und die hieſigen Lokalblaͤtter, mit der rechtlichen Wirkung, daß die Inhaber 
derſelben dadurch zur Annahme der darauf fallenden Kapitalien nebſt Zinſen 
zu dem in der Bekanntmachung bezeichneten Termine verpflichtet ſind. 

Wenn der Betrag dieſer Obligation nach erfolgter Kuͤndigung nicht in dem 
feſtgeſetzten Termine erhoben wird, ſo kann dieſelbe innerhalb der naͤchſten zehn 
Jahre auch in fpäteren Terminen zur Cinlöfung praͤſentirt werden; fie trägt 
aber von der Verfallzeit ab keine Zinſen mehr und verjährt in zehn Jahren 
nach dem Verfalltage. f RS | D. 
5 5 er 
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Der Betrag der ausgereichten Zinskupons, ſoweit ſolche nach dem Zah⸗ 
lungstermine der Obligation faͤllig und mit derſelben nicht zuruͤckgereicht ſind, 
her von dem Kapitale gekürzt. Die Zinskupons felbft verjähren in vier 
Jahren. 

Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
Neuwied mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften. 


Neuwied, den ten 185. 
Mit. Zinskupons. 
f Stadtſtempel. 5 
Eingetragen Fol. . N Der Gemeindevorſtand. 
der Kontrole. 5 (Unterſchriften.) 


(Abdruck des Allerhöchſten Privilegiums auf der zweiten Seite der Obligation.) 


Schema eines Zinskupons zu den Obligationen. 
* 


* — 5 Diefer Kupon wird un⸗ 
Kupon (1.) (Erſter) K u p o n nee. 

; 18.. erhoben ift. 

Rn Rthlr. ... Sgr. zur i 
Neuwieder Stadt - Obligation 
e — —— 5 
| Aber ae, Thaler. 

Inhaber empfängt am 17ũ75 18.. an halbjaͤhrlichen 

F 5 aus der Neuwieder Stadtkaſſe. 
Eingetragen Der Gemeindevorſtand der Stadt 


Bol. u Alina der Kontrole. Neuwied. 
(Unterſchrift eines Mitgliedes.) 


(Nr. 4248—4250,) (Nr, 4249,) 


u 


(Fr. 4249.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beftätigung der Statuten einer 
unter dem Namen: „Pomerania, See- und Fluß⸗Verſicherungsgeſellſchaft 
in Stettin“ daſelbſt gebildeten Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Juli 4855. 


pe Königs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen: „Pomerania, See- und Fluß⸗Verſicherungsgeſellſchaft in Stettin“, mit 
dem Domizil daſelbſt, zu genehmigen und die Geſellſchaftsſtatuten mittelſt 
Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 25. Juni d. J. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch 
nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhoͤchſte Erlaß vom 25. v. M. nebſt den Statuten in dem Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Stettin abgedruckt werden wird. 

Berlin, den 2. Juli 1855. N 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
In Vertretung: : 
v. Pommer Eſch e. 


* 


(Nr. 4230.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Statuten einer 
8 unter dem Namen: „Neue Transport-Verſicherungsgeſellſchaft Fortuna zu 
Berlin“ daſelbſt gebildeten Aktiengeſellſchaft. Vom 4. Juli 1855. 


D. Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter dem 
Namen: „Neue Transport⸗Verſicherungsgeſellſchaft Fortuna zu Berlin“ mit 
dem Domizil daſelbſt zu genehmigen und die Geſellſchaftsſtatuten mittelſt 
Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. Juni d. J. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch 
nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß 
der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den Statuten in dem Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Potsdam abgedruckt werden wird. 
Berlin, den 4. Juli 1855. 


Der Miniſter des. Der Miniſter für Handel, Gewerbe 


Innern. und öffentliche Arbeiten. 


v, Weſtphalen. In Vertretung: 
; v. Pommer Eſche. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
; (Rudolph Decker.) 5 


